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Trotz dieser offenen Fragen übt die Idee der direkten Demo-
kratie eine enorme Anziehungskraft aus. Der Philosoph Jean-
Jacques Rousseau (1712–1778) formulierte in seinem Traktat über 
den „Gesellschaftsvertrag“ den Gedanken, dass Repräsentation 
und Gewaltenteilung den „Gesellschaftskörper“ (corps social) 
auf illegitime Weise „zerschneiden“ müssten. Beides sei daher 
grundsätzlich abzulehnen, die Volkssouveränität müsse unteil-
bar sein und könne auch nicht repräsentiert werden.

Wie ein Gespenst geistert die rousseausche Idee der unver-
mittelten Aggregierung des Volkswillens durch die demokra-
tietheoretischen Debatten – und durch den politischen Alltag. 
Es ist kein Zufall, dass das Abstimmungstool der italienischen 
populistische Bewegung Movimento 5 Stelle („Fünf-Sterne-Be-
wegung“) den Namen Rousseau trägt. Es soll angeblich den 
Volkswillen digital und unvermittelt zum Ausdruck bringen.

Eine weitere Methode der direkten Beteiligung auf lokaler 
Ebene sind die sogenannten Bürgerhaushalte. Hier können Bür-
gerinnen und Bürger einer Gemeinde über Projekte abstimmen. 
Derartige Verfahren werden bereits an vielen Orten erprobt. 
Meist ist die Beteiligung jedoch eher gering; auch hier stellt sich 
ein Problem, dass aus anderen Beteiligungsformaten bekannt 
ist: das Entstehen neuer „Beteiligungseliten.“

Demokratie ohne Wahlen?
Der belgische Autor David Van Reybrouck geht sogar so weit, 
Wahlen für grundsätzlich undemokratisch zu erklären: Zu 
einem gewissen historischen Zeitpunkt mögen sie ihre Berech-
tigung gehabt haben; heute aber stellten sie nur noch ein Hin-
dernis für die Demokratie dar. Er lehnt den Wahlmechanismus 
als grundsätzlich veraltet ab und plädiert stattdessen für einen 
flächendeckenden Einsatz von Bürgerräten.

Aber können demokratische Technologien wie ein Online-Ab-
stimmungstool aus komplexen Flächenstaaten wieder eine atti-
sche ekklesia oder eine Landsgemeinde machen? Oder scheitert 
die Idee der direkten Demokratie nicht schlicht an der Größe? 
Die Schweiz ist relativ klein, das Kanton Glarus ist sogar beson-
ders klein. Auch Rousseau hatte eher Genf oder Korsika vor Au-
gen, als er sein Demokratiemodell entfaltete. Seine Äußerungen 
zum Flächenstaat Polen klingen bereits ganz anders als das, was 
wir im Buch über den „Gesellschaftsvertrag“ lesen. 

Die Frage der Größe – der richtigen Größe – hat die demokra-
tietheoretische Debatte immer schon beschäftigt. Zu kleine Ein-
heiten könnten anfällig für familiäre Verbandelungen sein; die 
soziale Kontrolle auf dem Dorf kann auch unangenehm sein, die 
persönliche Ebene macht die Durchsetzung von Rechtsgleich-
heit vielleicht schwieriger. Eine gewisse Anonymität tut Demo-
kratien auch gut.

Umgekehrt argumentieren Demokratietheoretiker wie Dirk 
Jörke, dass für demokratische Gebilde wie die EU die schiere Größe 
auch zum Problem werden kann. Rund 450 Millionen EU-Bürge-
rinnen und -Bürger mit verschiedenen Muttersprachen, die in 
ganz verschiedenen geographischen und politischen Situation 
leben und verschiedene kulturelle Hintergründe haben, könn-
ten sich, so das Argument, schon aus praktischen Gründen nicht 
darüber verständigen, wie sie leben wollen. Irgendwann seien 
die Dinge einfach nicht mehr durch demokratische Verfahren in 
den Griff zu bekommen; eine Expertokratie auf der Ebene der 
EU wirke dann beinahe unvermeidlich. Eine ekklesia für alle EU-
Bürgerinnen und -Bürger ist auch virtuell, digital und massen-
medial vermittelt kaum vorstellbar. Und die Repräsentation von 
Abermillionen Menschen mit verschiedenen Muttersprachen 
und kulturellen Prägungen stößt irgendwann womöglich an die 
Grenzen des Machbaren.

Der Blick auf die historischen Ursprünge und zeitgenössi-
schen Formen der direkten Demokratie ergibt folglich kein ein-
heitliches Bild. Direkte Demokratie kann bedeuten, direkt mit-
sprechen zu können. Dann bezieht sich der Grundgedanke vor 
allem auf die kommunikative Infrastruktur in einer Demokratie. 
Bürgerräte sind dann eine mögliche Antwort auf die Erfahrung 
einer systematischen Asymmetrie in der politischen Kommuni-
kation. Direkte Abstimmungen hingegen sind dann ein erfolg-
versprechendes Verfahren, wenn sie nicht unvorbereitet in re-
präsentative Systeme hineingesetzt werden, wenn die Debatte 
vor der Abstimmung strukturiert und fair ist – und wenn klar 
definiert ist, wer nach welchen Kriterien bestimmt und wie die 
Fragen formuliert sind. 

Repräsentative Demokratie

Dass man bei der Suche nach Formen der direkten Demokratie 
bei den immer wieder gleichen Beispielen – der Schweiz, Kalifor-
nien – landet, hat gute Gründe. Obwohl gerade auf kommunaler 
Ebene Anstrengungen unternommen werden, direktdemokrati-
sche Verfahren auszubauen, ist die repräsentative Demokratie 
in der Moderne die Norm: Moderne Demokratie ist in der Regel 
repräsentative Demokratie. 

Die eigentlichen Rätsel liegen dann aber im Begriff der Re-
präsentation selbst. Was genau meinen Menschen, wenn sie 
sagen „Ich fühle mich durch die da oben nicht repräsentiert!“? 
Soll diese Formulierung bedeuten, dass die politischen Eliten 
die Interessen bestimmter Bevölkerungsgruppen nicht vertre-
ten? Oder ist damit gemeint, dass sich politische Eliten durch 

Die Vielfalt demokratischer Selbstregierung

Quelle: KATAPULT MV GmbH 

Ablauf eines Bürgerentscheids an einem realen Beispiel

Zustimmung/
Ablehnung von 
mehr als der  
Hälfte der 
Abstimmenden

Zustimmung/
Ablehnung von 
weniger als  
25 Prozent der  
Wahlberechtigten

Initiative von
 Bürgerinnen und Bürgern 

durch Unterschriften
sammlung

Bürgerentscheid

Sind Sie dafür, dass im Eigentum der 
Stadt Waren (Müritz) stehende Grundstücke 

zwecks Errichtung von Containerdörfern 
zur Unterbringung von Geflüchteten an den 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte
verpachtet oder verkauft werden?

Initiative von 
Gemeindevertretung 

durch Mehrheits 
beschluss

nicht 
erfolgreich

NEIN

JA

oder

abgelehnt

angenommen

Bürgerbegehren Vertreterbegehren


